
 
 

Bekanntmachung 

nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

 

Die Nienhaus Neue Energie GmbH mit Sitz in 46414 Rhede, Enckhook 3, hat mit Antrag 

vom 31.10.2024 die Änderung und den geänderten Betrieb einer Biogasanlage mit den 

zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Rhede, Enckhook 3, Gemarkung 

Krommert, Flur 114, Flurstücke 33, 34, beantragt. 

 

Gegenstand des Antrages ist, die Errichtung von vier Gärrestbehältern, einer Fahrsiloanlage 

und die Erhöhung der Inputstoffe. Nach Durchführung der beantragten Änderung können ins-

gesamt 16 Millionen Nm³ Biogas pro Jahr produziert werden. 

 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer 

Genehmigung nach diesen Vorschriften. 

 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Das Baugrundstück liegt im rechtskräftig 

ausgewiesenen Bebauungsplan Nr. G 32 der Stadt Rhede und ist als Fläche für die 

Energieerzeugung ausgewiesen. Im Rahmen der geplanten Erweiterung wurde ein 

Artenschutzgutachten und ein landschaftspflegerischer Begleitplan erstellt. Für das geplante 

Bauvorhaben können Konflikte mit den Verbotstatbeständen nach § 44 Abs.1 BNatSchG für 

die planungsrelevanten Arten mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Im 

Ergebnis der erstellten Stickstoff- und Ammoniakprognose kommt es zu einer Verbesserung 

der Gesamtzusatzbelastung der Stickstoffdeposition und Ammoniakkonzentration im Umfeld 

der Anlage, wenn die geforderten Änderungen an der Abluftführung des 

Tierhaltungsbetriebes umgesetzt werden. 

 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten 

Vorhabens gegeben, so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als 

unselbständigem Teil des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

 

Kreis Borken, 19.01.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-03771 2024-broo 
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Stefan Holthausen


